Be ee 
Geies-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ES No. 16. 53 


(No. 1034.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 7ten November 1826., wodurch der $. 35, 
Litt. o. des Allerhoͤchſt genehmigten Plans der See = Aſſekuranz⸗Geſell⸗ 
ſchaft zu Stettin (Geſetzſammlung von 1825, No, 934.) deklarirt wird. 


Ale Ihrem Bericht vom 21ſten September d. J. habe Ich erſehen, daß die im 
H. 35. Litt. o. des von Mir genehmigten Plans der See⸗Aſſekuranz⸗Geſellſchaft 
zu Stettin enthaltene Beſtimmung, nach welcher jede Havarie Große nur bei 
einem Betrage von 3 Prozent der verſicherten Summen verguͤtet wird, in einem 
einzelnen Falle dahin gedeutet worden, als ob die in einem Preußiſchen Platze 
aufgemachte Havarie-Große unbedingt und auch dann verguͤtet werden muͤſſe, 
wenn ſie nicht 3 Prozent der verſicherten Summe betraͤgt. Da die Geſellſchaft 

in dem Plan dieſen Unterſchied nicht beabſichtigt, vielmehr den Sinn ihres Sta⸗ 

tuts dahin erklaͤrt hat: daß die Verguͤtung jeder Havarie⸗-Große ohne Unterſchied, 
ſie moͤge in einem Preußiſchen oder einem fremden Platz aufgemacht ſeyn, nur 
dann gefordert werden koͤnne, wenn ſolche ohne die Koſten der Dispache, drei Pro⸗ 
bent der verſicherten Summe betrage; fo genehmige Ich dieſe Erklaͤrung um ſo 
mehr, als im H. 35. unter Lite. f. ausdruͤcklich allgemein beſtimmt iſt, daß die 

Klauſel: frei von 3 Prozent Havarie, ſich allenthalben von ſelbſt verſtehe, wenn 

nicht ein anderes in der Police ausgedrückt ſey. Ich uͤberlaſſe Ihnen, dieſes zur 

Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 5 f 

Berlin, den Tten November 1826. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


die Staatsminiſter v. Schuckmann und Grafen v. Dandelmann. 


Jahrgang 1826. No. 16. — (Fo. 1034 — 1037.) Sr (No. 1035.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 12ten Dezember 1826.) 
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(No. 1035.) Allerhoͤchſte Verordnung vom 18ten November 1826., wegen der Abaͤnde⸗ 
rungen, welche in der ſeitherigen Verfaſſung der Kommunal⸗Land⸗ und 
Kreistage des Markgrafthums Niederlauſitz, in Gemaͤßheit der Beſtim⸗ 
mungen der HH. 57. und 58. des SR vom Affen SL en „ eintreten 
ſollen. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes aden; König von 
Preußen ꝛc. dc. 


ertheilen wegen der Abaͤnderungen, denen die i in dem Markgrafthum Niederlauſitz 
dermalen beſtehende Einrichtung der Kommunal-Landtage, nach Vorſchrift der 
$$. 57. und 58. des Geſetzes vom 1ſten Juli 1823., zu unterwerfen iſt, und wegen 
der kuͤnftigen Einrichtung der Kreistage daſelbſt, mit Ruͤckſicht auf die von Unſeren 
dortigen getreuen Staͤnden, in Gemaͤßheit Unſerer im Landtagsabſchiede fuͤr die 


Kur⸗ und Neumark Brandenburg und das Markgrafthum Niederlauſitz vom 


17ten Auguſt v. J. gegebenen 5 Uns es Vorſchlaͤge, hier⸗ 
mit die folgenden Vorſchrifte: 


Abſchnikt I. 


Von dem Kommunal = Landtage. 
$. 1. Die Kommunal- Landtage der Niederlauſitz bleihen mit den in den 


folgenden $$. vorgeſchriebenen Abaͤnderungen i in ihrer 5 obfervanzmäßigen 


Verfaſſung. 

$. 2. Die Beſitzer der Vaſallengüter in den Herrſchaften Sorau und 
Triebel, Neuenzelle und Forſt und Pfoͤrten erhalten, in Gemaͤßheit der den Va⸗ 
ſallen der erſten dieſer Herrſchaften ſchon ehemals zugeſtandenen Befugniß, das 


Recht, zwei aus ihrer Mitte zu erwaͤhlende Kollektiv⸗Abgeordnete auf den Kom. 


munal⸗Landtag zu ſchicken, welche daſelbſt an der Rittertafel Platz nehmen und 
mit derſelben ſtimmen. Der eine dieſer Kollektiv⸗Abgeordneten wird von den 


Vaſallen⸗Gutsbeſitzern der Herrſchaften Sorau und Triebel und Neuenzelle, der 


andere von denen der Herrſchaft Forſt und Pfoͤrten gewählt. +=- vs 


$. 3. Den Beſitzern unmittelbarer Ritterguͤter, welche als Mitglieder 


der Ritterſchaft auf dem Kommunal- Landtage bis jetzt nicht zugelaſſen worden 
ſind, iſt uͤberlaſſen, in Gemaͤßheit der nach der ſeitherigen Verfaſſung beſtehenden 
Einrichtung, die Aufnahme bei den Staͤnden nachzuſuchen. Wird die Aufnahme 


in einzelnen Faͤllen verweigert, ſo behalten Wir Uns, auf den Antrag des Be⸗ 


theiligten, die Entſcheidung Allerhoͤchſtſelbſt vor. 
§. 4. Da nach der Beſtimmung des Landtagsabſchiedes vom 17ten Au⸗ 
guſt v. J. Litt. A. No. I. 3., und der Verordnung vom naͤmlichen Tage 
Ake II. Litt. C. No. I. 1., die Provinzial⸗Landtagsabgeordneten ber Nieder⸗ 
Lau⸗ 
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Lauſitziſchen Ritterſchaft auf den Kommunal- Landtagen gewählt werden; fo find 
zu denjenigen Verſammlungen des Kommunal⸗Landtages, in welchen dergleichen 
Wahlen vorgenommen werden ſollen, alle nach Vorſchrift des Geſetzes vom 
Iſten Juli 1823. und der unter dem heutigen Tage von Uns erlaſſenen beſondern 
Verordnung zur Wahl und Waͤhlbarkeit befaͤhigte Beſitzer der in den ritterſchaft⸗ 
lichen Matrikeln aufgenommenen Guͤter hinzuzuziehen, ohne Unterſchied, ob die⸗ 
ſelben zum Kommunal⸗Landtage admittirt worden find oder nicht, oder ob ihre 
Guͤter etwa zu den auf dem Kommunal⸗Landtage durch zwei Kollektiv⸗Abgeordnete 
vertretenen Vaſallenguͤtern gehören, 5 


H. 5. Den Abgeordneten der Städte Luckau, Luͤbben, Guben und Kalau, 
denen bisher ausſchließlich das Recht, auf dem Kommunal⸗Landtage zu erfcheinen, 
zugeſtanden hat, treten die beiden nach Vorſchrift Artikel II. Litt. C. No. II. 2. und 3. 
der Verordnung vom 17ten Auguſt v. J. fuͤr den Provinzial⸗Landtag erwaͤhlten 
Kollektiv⸗Abgeordneten der übrigen Städte hinzu. 8 € 
| $. 6. Der bäuerliche Stand wird hinfuͤhro durch vier Abgeordnete und 
zwar durch die jedesmaligen beiden Provinzial - Landtagsabgeordneten dieſes 
Standes und deren Stellvertreter, auf dem Kommunal- Landtage vertreten. 


F. 7. In dem Falle, wenn der Provinzial⸗Landtagsabgeordnete des in 
der Verordnung vom 17ten Auguſt v. J. Artikel II. Litt, C. No, II. 3. bezeichneten 
ſtädtiſchen Wahlbezirks, aus den Staͤdten Senftenberg und Finſterwalde, oder 
wenn der Abgeordnete des baͤuerlichen Standes von dem, am angefuͤhrten Orte 
unter No. III. 2. aufgefuͤhrten Wahlbezirk aus den Aemtern Senftenberg und 
Finſterwalde erwaͤhlt ſeyn ſollte, ſo iſt, da den genannten Staͤdten und Aemtern 
ein Antheil an den Inſtituten und ſonſtigen Kommunal- Angelegenheiten der 
Niederlauſitz nicht zuſteht, mit Ausſchluß derſelben eine anderweite Wahl in dem 

betreffenden Wahldiſtrikte zu veranlaſſen. 5 8 
F. 8. Die Abgeordneten des Bauernſtandes erhalten ihren Platz an der 
Rittertafel und ſtimmen mit derſelben; ſie ſind aber berechtigt, in Angelegenheiten, 
welche nur ihren Stand betreffen, oder bei denen fuͤr ihren Stand ein von der 
Ritterſchaft abweichendes Intereſſe ſtatt findet, ihre Meinung in separato zu 
Protokoll zu geben und auf höhere Entſcheidung nach H. 9. zu provoziren. Fe 

F. 9. In dem Falle, wenn ein Stand ſich durch den Beſchluß der Ver: 
ſammlung in feinem Intereſſe verletzt glaubt, oder, wenn der Bauernſtand nach 
dem $. 8. ein von dem der Ritterkurie abweichendes Votum zu Protokoll giebt, 
iſt die betreffende Angelegenheit durch den Oberpraͤſidenten zur Entſcheidung der⸗ 
jenigen Unſerer Behoͤrden zu bringen, von welcher dieſe Angelegenheit reſſortirt. 
S. 10. Zu Unſerem Kommiſſarius bei dem Kommunal⸗Landtage beſtellen 
Wir ein fuͤr allemal hiermit den Oberpraͤſidenten 5 Provinz Brandenburg; a 
2 elbe 


= ye u 


ſelbe iſt alſo bei allen Verhandlungen die ie Unferer Behörden mit den 
dort verſammelten Staͤnden. 

$. 11. Der Vorſitzende auf dem Kommunal⸗ Landtage und deſſen Stell⸗ 
vertreter, werden von ſaͤmmtlichen Kommunal-Landtagsmitgliedern nach Stim⸗ 
menmehrheit aus den Standesherren und der Ritterſchaft, fuͤr die Dauer von drei 
Jahren gewaͤhlt, und Uns durch den Miniſter des Innern zur Beſtaͤtigung 
praͤſentirt. 

RG ER Dem Vorſitzenden ſtehet die naͤmliche Wirkſamkeit mit gleichen 
Verpflichtungen und gleichen Befugniſſen zu, welche dem Landtags⸗ ä 
auf dem Provinzial⸗ Landtage angewieſen iſt. 

$. 13. Der Kommunal- Landtag tritt alljaͤhrlich einmal, und zwar in 
den Wintermonaten, in Luͤbben zuſammen. 

$. 14. Die Einberufung der Stände geſchieht nach bisheriger Obſer⸗ 
vanz durch die Landes-Deputation. Dem Oberpraͤſidenten iſt jedoch zuvor von 
dem Zeitpunkte des Zuſammentritts der Staͤnde Anzeige zu machen, und ſind 
demſelben die Gegenſtaͤnde, welche auf dem Kommunal- Landtage zur Sprache 5 
gebracht werden ſollen, mitzutheilen. 

$. 15. Dem Oberpraͤſidenten iſt endlich auch von dem Schluſſe des 
Kommunal⸗Landtages Anzeige zu N und ſind die Landtags ⸗ Beſchluͤſſe 
an ihn einzureichen. 


Abſchnitt IL. 
Von den Kreistagen. 


$. 16. In Beziehung auf die Einrichtung der Kreistage wollen Wir, 
daß die unter dem 17ten Auguſt v. J. fuͤr die Kur⸗ und Neumark Branden⸗ 
burg erlaſſene Kreistags-Ordnung in den dermalen beſtehenden ſechs landraͤth⸗ 
lichen Kreiſen der Niederlauſitz mit den folgenden beſonderen Beſtimmungen zur 
Anwendung komme. f 
$. 17. Die Zahl der auf den Kreistagen zuzulaſſenden ſtaͤdtiſchen De⸗ 
putirten fuͤr einen jeden Kreis iſt, wie nachſteht, feſtgeſetzt e 
1) im Gubener Kreiſe: 


a) von der Stadt Guben auf. SS en 4 Abgeordneten 
BI 8 a...22 Under au a en 1 desgl. 
5 d zuſammen auf.. . . 2 Abgeordnete; 
2) im Sorauer Kreiſe: a 
a). von der Sad Spran auß 1 Abgeordneten 
b) von den uͤbrigen im Kreiſe belegenen Staͤdten auf 1 desgl. 
a f zuſammen auf. 2 Abgeordnete; 


3) im 
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3) im Lübbener Kreiſe: 


a) von der Stadt Luͤbben auf 8 RE 4 Abgeordneten 

B En ER: 1 desgl. 

o) von den übrigen Städten des Kreiſes auf.. 1 desgl. 
— 5 zuſammen auf 3 Abgeordnete; 
4) im Luckauer Kreiſe: ö 

FJ) d een 1 Abgeordneten 

b) von den übrigen Städten des Kreiſes aun 1 desgl. 

N i zuſammen auf.....2 Abgeordnete; 

5) im Kalauer Kreiſe: N 

a) von der Stadt Kalau auf „35% REDE 1 Abgeordneten 

b) von den uͤbrigen Städten des Kreiſes auf ..... BR 2 desgl. 


zuſammen auf.....3. Abgeordnete; 
6) im Spremberg ⸗Hoyerswerdaer Kreiſe: i 
von den ſaͤmmtlichen im Kreiſe belegenen Städten auf. 2 Abgeordnete. 
§. 18. Die zur Verwaltung der von dem Kommunal- Landtage reſſor⸗ 
tirenden Angelegenheiten nach der aͤlteren Kreiseintheilung der Niederlauſitz, 
unter Vorſitz der Landes⸗Deputirten Statt gehabten Konvente, finden in ihrer 
obfervanzmäßigen Einrichtung, jedoch mit Hinzuziehung von zwei unter Leitung 
der Landraͤthe zu erwaͤhlenden Abgeordneten der Magiſtraͤte der bisher nicht ver⸗ 
treten geweſenen Staͤdte, und von drei in eben der Art von den Bezirkswaͤhlern 
zu waͤhlenden Abgeordneten des Bauernſtandes, noch ferner Statt. ccc gelbe ee, (ag, 
F. 19. Der Oberpräſident der Provinz hat die zu der Ausfuhrung der 
vorſtehenden Beſtimmungen erforderlichen Verfügungen zu veranlaffen, 
Gegeben Berlin, den 18ten November 1826. f 
) 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Schuckmann. 


(No. 1036.) 
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> 40360 Allerhoͤchſte Verordnung vom 18ten November 1826., wegen Befaͤhigung zur 
Wahl und e als l Landtags⸗ ze der Ritter⸗ 
ſchaft der Niederlauſi tz. 


We Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, a von 
Preußen ꝛc. 1% 


haben in Unſerer Verordnung fuͤr die Kur⸗ und Neumark h und das 
Markgrafthum Niederlausitz, wegen der in dem Edikte vom 1ſten Juli 1823. 
vorbehaltenen Beſtimmungen vom 17ten Auguſt v. J. Art. III., die Anlegung 

von Matrikeln der zur Wahl und Waͤhlbarkeit als Landtagsabgeordnete der 
Ritterſchaft befähigenden Güter angeordnet. Nachdem Wir hierbei bereits 
näher beſtimmt haben, was für Güter in die Matrikeln der Kur- und Neu⸗ 
mark Brandenburg aufgenommen! werden ſollen, finden Wir Uns, nach genauer 
Pruͤfung der hierbei in Beziehung kommenden Verhaͤltniſſe der Niederlauſitz, ge⸗ 
genwaͤrtig bewogen, in aͤhnlicher Art auch fuͤr dieſen Landestheil die Befaͤhigung 
zur Wahl und Waͤhlbarkeit als Provinzial-Landtagsabgeordnete der Ritterſchaft 
durch die folgenden Vorſchriften näher feſtzuſtellen: 


Art. I. Das Recht einen Abgeordneten der Ritterſchaft zum Provinzial⸗ N 


Landtage zu waͤhlen oder als ſolcher gewaͤhlt zu werden, 2m im Markgrafthum 
Niederlauſitz begruͤndet 

1) durch den Beſtitz eines daſelbſt belegenen 5 Rittergutes, welches 
nach der ſeitherigen dortigen Verfaſſung einen Beſitzer adelichen Standes 
zur Land- und Kreis⸗Standſchaft befaͤhigte; 

9). durch den Beſitz eines jeden andern daſelbſt belegenen Gutes, dem durch 
eine beſondere Urkunde das Vorrecht zur ritterſchaftlichen Standſchaft auf 
dem Provinzial⸗Landtage zu befaͤhigen von Uns verliehen worden iſt, welche 
Auszeichnung Wir jedoch nur ſolchen Guͤtern ertheilen wollen, die einen 
nach den Abſchaͤtzungs-Grundſaͤtzen des Neumaͤrkiſchen ritterſchaftlichen 

Kredit⸗ ⸗Inſtituts zu ermittelnden Rein⸗Ertrag von mindeſtens 1000 Rthlr. 
jährlich gewähren, und denen die Gerichtsbarkeit auf die auf ihren Grund⸗ 
ſtuͤcken wohnenden nicht eximirten Perſonen zuſteht. 

Art. II. In die nach der Verordnung vom 17ten Auguſt v. J. in einem 
jeden landraͤthlichen Kreiſe anzulegenden Matrikeln, ſind nur die zu den im 
Art. I. bezeichneten 2 Kathegorien gehörenden Güter aufzunehmen. 

Gegeben Berlin, den 18ten November 1826. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


\ von Schuckmann. 


(No. 1037.) 
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(No. 4037.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten November 1826., wegen wirkſamerer 
5 Verbreitung der durch das Geſetz vom 30ſten September 1821. einge⸗ 


fuͤhrten neuen Scheidemuͤnze in die Weſtlichen Provinzen der Monarchie. 


D. die bisher ergangenen Anordnungen, zur allgemeinen Verbreitung der 
durch das Geſetz vom 30ſten September 1821. eingefuͤhrten neuen Scheidemuͤnze 
in den weſtlichen Provinzen der Monarchie, nicht ausreichend befunden ſind, indem 
dort noch immer nicht nur die von der Annahme bei den oͤffentlichen Kaſſen und 
im gemeinen Verkehr ausgeſchloſſenen alten Landes⸗Scheidemuͤnzen, ſondern auch 
die durch Meinen Befehl vom 22ften Juni 1823, außer Cours geſetzten fremden 
Silber- und Kupfer⸗Scheidemuͤnzen, ſich im Umlaufe finden, und die Berech⸗ 


nungsarten nach gemein Courant, gemein Geld, Frankfurter und Kleviſchen 


Thalern, nach Stuͤbern u. ſ. w. zu einer, die arbeitende und untere Volksklaſſe 
beſonders druͤckenden Agiotage Veranlaſſung geben; fo will Ich, nach den Vor: 
ſchlaͤgen des Staatsminiſteriums, fur die weſtlichen Provinzen Folgendes beſtimmen: 
1) die durch Meinen Befehl vom 22ſten Juni 1823. auf die Einbringung 
fremder ſilberner und kupferner Scheidemuͤnze geſetzten Strafen der Konfis⸗ 
kation und resp. der Konfis kation und Zahlung des doppelten Nennwerthes, 
ſll auch in den Fallen zur Anwendung kommen, wo dieſe Muͤnzen im Tauſch 
oder gemeinen Verkehr gebraucht und angetroffen werden, und denjenigen 
treffen, der ſolche ausgiebt. . 

Eine Ausnahme hiervon wird nur fuͤr den nachbarlichen Verkehr in 
den Grenzſtaͤdten und Ortſchaften, welche in den durch die Zollordnung 
beſtimmten Grenzbezirken bis zur Binnenlinie belegen ſind und in den vom 

Zollverbande ausgefchloffenen Landestheilen geſtattet. 3 

2) Es iſt zwar ſchon den Unterthanen alle Gelegenheit gegeben, ſich der alten 
Landes⸗Scheidemuͤnze in Silber (Billon) und Kupfer, zu ihrem vollen Nenn⸗ 
werthe durch Einzahlung und ſelbſt durch Verwechſelung bei den Koͤniglichen 
Kaſſen zu entledigen; da dieſe Gelegenheit aber von ihnen nicht uͤberall gehö- 
rig benutzt iſt, und damit dieſelben ſich gegen den Nachtheil, welcher mit der 
fernern Ausgabe dieſer Muͤnzen verbunden ſeyn ſoll, verwahren koͤnnen, 
will Ich nachgeben, daß noch eine Friſt von drei Monaten beſtimmt werde, 
binnen welcher dieſe Muͤnzen, bei den naͤher durch die Regierung zu beſtim⸗ 
menden Kaſſen, zum Nennwerthe in jedem Betrage umgewechſelt werden 
koͤnnen. Dagegen ſollen die alten Landes⸗Scheidemuͤnzen, einſchließlich 
der fremden Konventions-Zweigroſchenſtuͤcke, von nun an verrufen und 
außer Cours geſetzt ſeyn, und, wo ſie im Tauſch oder gemeinen Verkehr 

angetroffen werden, konfiszirt werden. | 
Im Handel und Verkehr im Innern ſoll Feine andere Berechnungsart, als 
im Preußiſchen Gelde, den Thaler zu 30 Silbergroſchen und den a 
: groſchen 


3 


— 


. t. c, lee. . 
E Aae, 29, g, . 
.. BE gu, Vo. ae. 
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groſchen zu 12 Pfennigen, ſtatt finden, und jede dagegen entdeckte Kontra⸗ 


vention polizeilich beſtraft werden. ü 


c, Ke. g=, . 49) 


Die Beſtimmung im H. 14. des Geſetzes uͤber die Münzverfaffung vom 
Zoſten September 1821., wonach im Privatverkehr jede bisher erlaubte 
Berechnungsart ferner geſtattet iſt, hoͤrt daher auf. 

Kaufleute und Gewerbtreibende, welche kaufmaͤnniſche Rechte haben, 
ſollen ihre Buͤcher, wo ſolches noch nicht ſtatt findet, vom Anfang des 
Jahres 1827. an, nach dieſer Eintheilung fuͤhren, widrigenfalls ſie, wenn 
bei einer, nach den geſetzlichen Beſtimmungen eintretenden Vorlegung der 
Buͤcher, oder daraus zu fertigender Auszuͤge eine Kontravention gegen dieſe 
Beſtimmung ſich ergiebt, in eine Strafe von 20 bis 100 Rthir. verfallen. 

Wird bei öffentlichen Verhandlungen der Verwaltungs- und Juſtiz⸗ 
Behörden, Notarien, Auktions⸗Kommiſſarien u. |. w. die neue Muͤnzein⸗ 
theilung nicht zur Anwendung gebracht, ſo verfaͤllt der Beamte, welcher 
die Verhandlung aufnimmt, in eine Strafe von 2 bis 25 Rthlr. 

Nur der Wechſelverkehr bleibt von dieſer Vorſchrift ausgenommen. 
Wegen der unterſagten Annahme fremder Gold⸗ und Silbermuͤnzen bei 
den öffentlichen Kaſſen, bleiben die bisher erlaſſenen Beſtimmungen in Kraft. 

Im Handel und gemeinen Verkehr ſollen die fremden Silbermuͤnzen 
nur zu dem Werthe ausgegeben werden duͤrfen, welcher ihnen in der der 
Bekanntmachung vom 27ſten November 1821. (Geſetzſammlung von 1821. 
S. 190 ff.) beigefügten Vergleichungstabelle gegen Preußiſches Geld bei- 
gelegt iſt, und duͤrfen ſie zu einem hoͤheren Werthe bei Zahlungen nicht 
aufgedrungen werden. = re 

Zur Annahme dieſer Münzen ift übrigens niemand verpflichtet. 8 

Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Beſtimmungen durch die 


Geſetzſammlung und Amtsblaͤtter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen und auf 
die Befolgung derſelben ſtrenge halten zu laſſen. f : 


An das Staatsminiſterium. 


Berlin, den 25ſten November 1826. = 


— 


Friedrich Wilhelm. 


